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Seit einiger Zeit wird innerhalb der westlichen Eliten eine teils 
hitzige Debatte geführt, auf welche Weise in den syrischen Bürger-
krieg eingegriffen werden soll – die Palette reicht dabei von der Auf-
rüstung und Ausbildung der „Freien Syrischen Armee“ (FSA) über 
die Einrichtung einer Flugverbotszone und humanitärer Schutzzo-
nen (nebst militärischer Durchsetzung und Absicherung) bis hin zu 
einer groß angelegten Militärinvasion. Während um die „richtige“ 
Strategie noch gerungen wird, ist man sich über das Ziel bereits 
einig, nämlich dass „der Aufstandsbewegung“ zum Sieg verholfen 
werden soll: „Genug ist genug, dieses Regime muss weg“, gab der 
französische Präsident Nicolas Sarkozy kurz und bündig zu Proto-
koll.1 Auch US-Regierungschef Barack Obama merkte zur Zukunft 
des syrischen Machthabers Baschar al-Assad lapidar an: „Seine Tage 
sind gezählt. Das ist keine Frage des Ob, sondern des Wann.“2 Vor 
diesem Hintergrund werden in den letzten Tagen und Wochen die 
Forderungen nach einer direkten westlichen Militärintervention in 
Syrien immer lauter.3 Auf den ersten Blick deuten deshalb Meldun-
gen vom 8. März 2012 darauf hin, dass eine solche Intervention 
immer wahrscheinlicher wird: „Angesichts der anhaltenden Gewalt 
in Syrien prüft das Pentagon auf Anweisung von Präsident Obama 
militärische Optionen - darunter offenbar auch Flugverbotszonen 
und begrenzte Luftschläge.“4 

Allerdings wird vor allem aus den Reihen des Militärs hiervor 
gewarnt: eine Intervention sei angesichts der strategischen Lage 
sowie der weiterhin beachtlichen Stärke der syrischen Armee mit 
extremen Risiken behaftet.5 Angesichts dieser Vorbehalte gegen-
über einem militärischen Eingreifen wird derzeit versucht, eine 
andere, nur scheinbar „moderatere“ und „erfolgversprechendere“ 
Interventionsmöglichkeit als Alternative hierzu zu propagieren: 
„Da kein Land selbst in Syrien militärisch einschreiten will, wäre 
eine Unterstützung der Kämpfer der Freien Syrischen Armee eine 
Alternative.“6 Für Befürworter einer solchen Militarisierung der 
Proteste heiligt der Zweck zumindest im Falle Syriens die Mittel. 
Exemplarisch heißt es etwa in einem Artikel in der Zeit: „Wenn 
Assad an der Macht bleibt, wäre das der bislang schlimmste Rück-
schlag für die arabische Reform- und Revolutionsbewegung. […] 
Es geht um einen Kampf zwischen Assad und seinen revolutionä-
ren Gegnern, in dem der Diktator rücksichtslos Gewalt anwendet 
und in dem militärische Hilfe der Revolution zum Überleben und 
womöglich zum Sieg verhelfen kann. Moralisch und politisch steht 
genug auf dem Spiel, um es zu versuchen.“7 Eine Kritik an dem 
harten Vorgehen der Regierungstruppen gegen die Opposition 
ist berechtigt. Allerdings wird in dem Zeit-Artikel ausgeblendet, 
dass in Syrien inzwischen ein Bürgerkrieg stattfindet, bei dem es 
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zu Gewalt und Opfern auf beiden Seiten kommt. Dennoch finden 
sich solche oder ähnliche Argumentationsmuster in der derzeitigen 
Debatte häufig. Sie basieren auf der Annahme, der Versuch, sich 
gewaltsam eines repressiven Regimes zu entledigen sei effektiv und 
angesichts brutaler Unterdrückung die einzige verbleibende Hand-
lungsoption. Daraus abgeleitet führt diese Argumentationskette 
dazu, dass die Aufrüstung militärischer Oppositionsbewegungen 
zu einer Art moralischem Imperativ hochstilisiert wird. 

Ihr Pendant finden diese westlichen Scharfmacher im Syrischen 
Nationalrat (Syrian National Council, SNC), der keineswegs, wie 
unablässig behauptet, die gesamte Oppositionsbewegung vertritt, 
sondern von den interessierten Staaten lediglich als Sprachrohr 
auserkoren wurde. Der Grund liegt darin, dass der SNC sowohl 
politisch als auch argumentativ ins Eskalationsgefüge passt. Dies 
betrifft etwa seine Absage an eine Verhandlungslösung und an jed-
wede Kompromisse sowie seinen Ruf nach auswärtiger (militäri-
scher) Unterstützung. So hieß es Mitte März 2012: „Angesichts 
andauernder Gewalt in Syrien fordert die syrische Opposition eine 
Militärintervention. ‚Wir fordern ein militärisches Eingreifen der 
arabischen Staaten und der internationalen Staatengemeinschaft‘, 
schreibt der Syrische Nationalrat in einer Erklärung. Die Organi-
sation forderte, das gesamte Staatsgebiet zur Flugverbotszone zu 
erklären. Außerdem solle eine Schutzzone für Zivilisten eingerich-
tet werden. Die ‚Freie Syrische Armee‘, die sich zum Großteil aus 
Deserteuren rekrutiert, müsse bewaffnet werden, um Widerstand 
leisten zu können. ‚Wir haben keine Wahl als uns mit Waffengewalt 
zu wehren‘, sagte ein Mitglied des Syrischen Nationalrats.“8 

Dieser Aussage kann und muss jedoch entgegengehalten werden, 
dass es genau diese Wahl und Alternative gibt. Denn bei genauerer 
Betrachtung zeigt sich, dass die Aussichten gewaltfreier Oppositi-
onsbewegungen bei weitem größer sind, ihre Ziele zu erreichen – 
auch in äußerst repressiven Umgebungen. Die Chancen, dass aus 
gewaltfreien Protesten demokratische und stabile Länder hervor-
gehen, sind ebenfalls ungleich größer als wenn versucht wird, sich 
mittels Gewalt eines Herrschers zu entledigen. Andererseits besteht 
selbst für den Fall eines Erfolges militärischer Aufstände eine hohe 
Wahrscheinlichkeit, dass aus ihnen ein autoritärer Staat hervorgeht, 
in dem es zu lang andauernden bürgerkriegsähnlichen Zuständen 
kommt. Denn die Militarisierung von Protesten führt zur Margi-
nalisierung der Gruppen, die sich für Gewaltfreiheit einsetzen, was 

gravierende Auswirkungen für die wei-
teren Entwicklungen hat. Aus diesem 
Grund verwehren sich auch viele syri-
sche Oppositionelle trotz den scharfen 
Repressionen, denen sie ausgesetzt 
sind, gegen jegliche äußere militärische 
Einmischung.

Trotzdem wurde mit der Bewaffnung 
der „Freien Syrischen Armee“ inzwi-
schen begonnen, weshalb selbst einige 
Analysen aus regierungsnahen Kreisen 
zu dem Ergebnis gelangen, dass dies zu 
einer weiteren Eskalation des Bürger-
kriegs und einem lange andauernden 
Konflikt mit zahllosen Toten führen 
wird. Dies gilt sowohl für den Fall, 
dass sich Assad, der wohl noch über 
beträchtlichen Rückhalt in der Bevöl-
kerung verfügt9, an der Macht halten 
kann als auch bei einem Sieg der 
hochgerüsteten Opposition, die wohl 
spätestens danach in zahllose Klein-
gruppen zerfallen dürfte, die im Land 

um die Macht kämpfen werden. Aus Sicht der Staaten, die eine 
Militarisierung der Proteste befürworten und vorantreiben, wäre 
ein syrischer Dauerbürgerkrieg sicher ein „akzeptables“ Ergebnis, 
wäre hierdurch doch der wichtigste Verbündete des Iran langfristig 
geschwächt; für die Menschen in Syrien wäre es jedoch eine Kata-
strophe. Gerade diejenigen, die vom hohen Ross angeblicher mora-
lischer Überlegenheit zur Gewalt aufrufen, sollten sich hierüber im 
Klaren werden und ihre Positionen überdenken.

1. Militärische Unwägbarkeiten 

Einer der vehementesten Befürworter eines westlichen Militär-
einsatzes ist der ehemalige republikanische Präsidentschaftskandi-
dat John McCain: „Auf die Bitte des Syrischen Nationalrats und 
der Freien Syrischen Armee und lokaler Koordinationskomitees 
innerhalb des Landes sollten die Vereinigten Staaten internationale 
Bemühungen anführen, Schlüsselgebiete in Syrien zu schützen. 
[…] Das ultimative Ziel von Luftschlägen sollte die Errichtung von 
sicheren Häfen in Syrien, besonders im Norden sein, in denen sich 
die oppositionellen Truppen organisieren und ihre politischen und 
militärischen Aktivitäten gegen Assad planen können. Diese siche-
ren Häfen könnten als Plattformen für die Lieferung humanitärer 
und militärischer Hilfe dienen – einschließlich Waffen und Muni-
tion […]. Diese sicheren Häfen könnten es der Freien Syrischen 
Armee und anderen bewaffneten Gruppen in Syrien auch erlauben, 
durch Training und Organisation und mit Unterstützung ausländi-
scher Partner einheitlichere und effektivere militärische Einheiten 
zu werden. […] Die Lieferung von Waffen an die Freie Syrische 
Armee und andere Oppositionsgruppen ist notwendig, aber nun 
reicht das nicht mehr aus, um das Schlachten zu stoppen und 
unschuldige Menschen zu retten. Der einzige Weg sind ausländi-
sche Luftschläge.“10

In Deutschland fordert etwa Kerstin Müller, die außenpoliti-
sche Sprecherin der Grünen im Bundestag, ebenfalls die Einrich-
tung humanitärer Schutzzonen und betont gleichzeitig: „Diese 
Korridore müssen militärisch geschützt werden.“11 Eine Analyse 
der „Stiftung Wissenschaft und Politik“ (SWP) macht allerdings 
darauf aufmerksam, dass ein solches Vorhaben militärisch recht 
anspruchsvoll wäre: „Eine Schutzzone von beispielsweise 80 km 
Breite und 50 km Tiefe würde inklusive aller unterstützenden Ein-
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heiten ein Kontingent von rund 40.000 bis 50.000 Soldaten erfor-
dern. Dabei setzt diese Form des militärischen Engagements aber 
voraus, dass sowohl die syrische Luftverteidigung als auch die Luft-
waffe weitgehend ausgeschaltet sind. Eine Schutzzone am Boden ist 
also ohne die Durchsetzung einer Flugverbotszone in Syrien nicht 
zu realisieren.“12 Auch andere Analysen gelangen zu dem Ergebnis, 
eine Schutzzone würde nicht nur die Kontrolle des Luftraums, son-
dern schlussendlich auch eine Bodentruppe erfordern: „Ohne eine 
umfassende Militärintervention mit Bodentruppen werden sich 
solche Räume nicht gegen den Willen des Regimes durchsetzen 
lassen, womit die beteiligten Staaten zur Kriegspartei würden.“13

Angesichts der Tatsache, dass diese Schutzzonen – wie etwa John 
McCain ja freimütig einräumt – auch als „Brückenköpfe“ für die 
Stärkung der „Freien Syrischen Armee“ dienen sollen, dürfte es 
außer Frage stehen, dass die syrische Regierung versuchen wird, 
deren Etablierung zu verhindern. Aus diesem Grund wird aus 
Reihen des US-Militärs immer deutlicher vor den Risiken einer 
Militärintervention gewarnt. In einer Anhörung vor dem Streit-
kräfteausschuss des US-Senates am 6. März 2012 gab der Chef des 
US-Zentralkommandos, James Mattis, zu bedenken, die Einrich-
tung von Schutzzonen werde eine große Anzahl an Bodentruppen 
erfordern. Gleichzeitig existierten in Syrien – anders als es in Libyen 
der Fall war – keine größeren Gebiete, die sich unter Kontrolle der 
Aufständischen befinden, was ein Eingreifen erheblich erschwere. 
Schließlich verwies Mattis noch auf die im Vergleich zu Libyen 
deutlich größere Qualität der syrischen Luftabwehr und Luftwaffe, 
wodurch sich die Risiken weiter erhöhen würden.14 Eine Ausein-
andersetzung mit der 330.000 Mann starken syrischen Armee und 
insbesondere mit den Luftstreitkräften ist also riskant, weshalb US-
Verteidigungsminister Leon Panetta auf die „begrenzte Wirksam-
keit militärischer Mittel“ in Syrien hinwies.15 Laut dem privaten 
Nachrichtendienst „Strategic Forecast“ würden deshalb derzeit in 
den USA die Vorbehalte gegenüber einer Militärinvasion deutlich 
überwiegen, daran ändere auch die bereits erwähnte Konkretisie-
rung der US-Angriffspläne nichts, die eher als eine Routinemaß-
nahme zu sehen sei.16

2. FSA-Aufrüstung: Alternative… 

Angesichts der Risiken einer umfassenden Militärintervention 
wird derzeit von verschiedenen Strategen die Aufrüstung der 
„Freien Syrischen Armee“ als vermeintliche Alternative hierzu vor-
geschlagen. Hierfür spricht sich etwa Markus Kaim von der „Stif-
tung Wissenschaft und Politik“ aus: „Die erste Handlungsoption 
wäre der verdeckte Einsatz von Spezialkräften in Syrien, der vor 
allem zwei Ziele hätte: zum einen die Unterstützung der Freien 
Armee Syriens (FAS) in Form von Ausbildung und Bewaffnung 
und zum zweiten die Schwächung des syrischen Regimes durch 
Sabotage der militärischen Infrastruktur.“17 Schützenhilfe erhält 
Kaim beispielsweise von Ferhad Ahma und Hosan Ibrahim, die 
beide Mitglieder des Syrischen Nationalrats sind und de facto als 
seine Deutschland-Sprecher agieren: „Wenn in den nächsten Tagen 
keine Anzeichen für einen politischen Prozess zur Machtübergabe 
kommen, wird der Nationalrat die Rebellen selbst bewaffnen“, so 
der Grünen-Politiker Ferhad Ahma Mitte März 2012. „Die Mas-
saker der letzten Tage lassen uns keine andere Wahl. Wir haben ein 
Jahr lang gewartet.“18 Auch Hosan Ibrahim, betont: „Die politi-
schen Mittel sind ausgeschöpft. Wir haben uns mehr vom Westen 
erwartet.“19 Angesichts derartiger Äußerungen ist es hochproble-
matisch, dass sowohl Ferhad Ahma als auch Hosan Ibrahim zusam-
men mit verschiedenen Friedensgruppen im Beirat der Kampagne 
„Adopt a Revolution“ sitzen, die es sich eigentlich zum Ziel gesetzt 
hat, die gewaltfreien Teile des syrischen Widerstands zu stärken.

Auch in den USA fordert längst nicht mehr nur John McCain 
die Bewaffnung der Opposition. So erklärte der einflussreiche US-
Senator Joe Lieberman: „Ich denke, wir sollten damit anfangen, 
die Freie Syrische Armee zu unterstützen. Das kann medizinische 
Unterstützung sein, Unterstützung in Bezug auf Informationen, 
Aufklärungsergebnisse, die wir sammeln, und schließlich können 
wir ihnen natürlich Waffen liefern und sie ausbilden.”20 Nachdem 
die Obama-Regierung – zumindest öffentlich – einer Bewaffnung 
der FSA lange skeptisch gegenüberstand, wurde Anfang März semi-
offiziell eine Richtungsänderung verkündet, indem ein ungenann-
tes Regierungsmitglied einräumte: „Die US-Politik zielt nun darauf 
ab, die Opposition dazu zu befähigen, Assads Regime zu stürzen. 
Hierbei handelt es sich um einen wichtigen Kurswechsel unserer 
Syrien-Politik.“21 Augenscheinlich sollen die Waffen vorrangig 
von den Anrainerstaaten kommen: „Mehrere arabische Golfstaa-
ten – Saudi-Arabien, Katar, Kuwait – kündigten an, sie wollten 
Waffen an die Deserteure der sogenannten Freien Syrischen Armee 
liefern.“22 Dass dies bereits geschieht, wurde mittlerweile auch offi-
ziell bestätigt: „Der oppositionelle Syrische Nationalrat (SNC) hat 
eingestanden, Waffen aus anderen Staaten angeliefert zu bekom-
men. Die Opposition habe ein Koordinierungsbüro eingesetzt, 
welches Waffen aus dem Ausland bekomme und an die Freie Syri-
sche Armee weiterleite, sagte SNC-Sprecher George Sabra auf einer 
Pressekonferenz in Istanbul.“23 

Berichten zufolge wurde auch mit der Ausbildung der Aufständi-
schen durch US-amerikanische, französische und britische Trup-
pen in der Türkei, in Libyen und im Nordlibanon schon länger 
begonnen.24 Doch auch innerhalb Syriens scheinen westliche 
Spezialeinheiten zu operieren, um die FSA aufzurüsten und Sabo-
tageakte durchzuführen. Dies legt jedenfalls der von Wikileaks ver-
öffentlichte interne Mailverkehr des privaten Nachrichtendienstes 
„Strategic Forecast“ nahe. So berichtet Stratfor-Analyst Reva Bhalla 
von einem Treffen mit hochrangigen US-Airforce-Offizieren im 
Dezember 2011: „Nachdem einige Stunden geredet wurde, bestä-
tigten sie ohne es direkt zu sagen, dass Spezialeinheiten (vermut-
lich aus den USA, Großbritannien, Frankreich, Jordanien und der 
Türkei) bereits für Aufklärungsmissionen und zum Training der 
Oppositionskräfte vor Ort seien.“ Die Airforce-Offiziere beeilten 
sich gegenüber ihrem Gesprächspartner jedoch zu versichern, die 
Spezialeinheiten hätten nicht den Auftrag, Vorarbeiten für eine 
Militärintervention zu leisten: „Die Idee dahinter ist es ‘hypothe-
tisch’ Guerillaangriffe sowie Attentatskampagnen durchzuführen, 
zu versuchen die alawitischen Truppen zu brechen und den Kollaps 
von innen her zu fördern.“25 Die Gerüchte um die Verhaftung fran-
zösischer Spezialeinheiten innerhalb Syriens erhärten den Verdacht 
zusätzlich, dass westliche Soldaten bereits innerhalb des Landes 
operieren.26 

3. … oder Wegbereiter einer 
Militärintervention?

Augenscheinlich herrscht bezüglich der Forderungen Markus 
Kaims nach einer Bewaffnung der Aufständischen innerhalb der 
„Stiftung Wissenschaft und Politik“ keineswegs Konsens. Zeit-
gleich veröffentlichte die SWP ein weiteres Papier, das eine „andere 
Perspektive auf das Thema bietet.“ In ihm lehnen die Autoren 
Muriel Asseburg und Heiko Wimmen die Aufrüstungspläne von 
Kaim und anderen in ungewöhnlich scharfer Form ab: „Von Waf-
fenlieferungen an die FSA ist dringend abzuraten. […] Denn eine 
weitere Militarisierung des Aufstandes wird das militärische Kräf-
teverhältnis kaum entscheidend verändern, jedoch die Opferzahlen 
unter der Zivilbevölkerung weiter in die Höhe treiben.“27 Entgegen 
der Eigenangaben von 40.000 Soldaten scheint die Personalstärke 



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

IMI-Studie - 7/2012  4

der FSA eher zwischen 4.000 und 7.000 Kämpfern zu liegen.28 
Eine ernsthafte Bedrohung stellt die FSA deshalb trotz im Umfang 
begrenzt zunehmender Desertationen bislang wohl nicht dar: „Die 
Spitzen und das Gros des nach wie vor schlagkräftigen Sicherheits-
apparates stehen jedenfalls weiter loyal zum Regime. […] Die FSA 
ist zudem schlecht ausgerüstet, ein Sammelbecken auch kriminel-
ler Elemente und in lokale Rebellengruppen zersplittert. Mithin 
stellt sie keine ernstzunehmende Herausforderung für Armee und 
Sicherheitskräfte dar.“29 

Auch in den USA gibt es ähnlich kritische Stimmen aus regie-
rungsnahen Kreisen. Augenscheinlich vor allem als Replik auf die 
Forderungen von McCain und Lieberman gedacht, veröffentlichte 
das „Center for a New American Security“, eine Denkfabrik für 
militärstrategische Fragen mit besten Kontakten zur Obama-Admi-
nistration, im Februar 2012 eine ausführliche Kritik an den Über-
legungen, die Aufständischen weiter aufzurüsten. Der Autor, Marc 
Lynch, weist ebenfalls darauf hin, dass die Absicht, eine „Chancen-
gleichheit“ zwischen Regierungstruppen und FSA herzustellen, von 
vorneherein zum Scheitern verurteilt sei: „Angesichts des Ungleich-
gewichts zugunsten der Regimekräfte ist es wenig wahrscheinlich, 
dass Waffen den Rebellen genug Macht verschaffen werden, um 
das Regime auf dem Schlachtfeld zu besiegen und zu stürzen. Es 
wäre außerdem extrem schwierig, Russland, den Iran oder andere 
davon abzuhalten, weitere Waffen und Hilfe für Assad bereitzustel-
len, sobald die Unterstützer der Opposition dies offen tun. Einer 
verhältnismäßig schwachen Opposition Waffen zu geben, wird nicht 
notwendigerweise dazu führen, den militärischen Graben zu über-
winden – es könnte schlicht einen blutigeren Konflikt verursachen.“30

Sollte aber eine solche absehbare Eskalation eintreten, so Lynch 
weiter, würde unweigerlich immenser Druck entstehen, die Suppe, 
die man sich mit der Bewaffnung der FSA eingebrockt hat, auch 
mittels einer Militärintervention auszulöffeln: „Sollte die Oppo-
sition dabei scheitern, die Krise relativ schnell zu lösen, was 
wahrscheinlich ist, wird es unweigerlich Rufe geben, Luftschläge 
durchzuführen […]. Mit anderen Worten, was wie eine Alternative 
zu einer militärischen Intervention erscheint, ist tatsächlich mehr 
ein Schritt in Richtung militärischer Intervention. Die Bewaffnung 
der Opposition ist deshalb ein törichtes, riskantes und potenziell 
desaströses Unterfangen.“31 

Auf beeindruckende Weise bestätigt Markus Kaim von der „Stif-
tung Wissenschaft und Politik“ die Bedenken, eine Aufrüstung der 
FSA könnte eher der erste von mehreren möglichen (und wahr-
scheinlichen) Eskalationsschritte darstellen: „In seinen Elementen 
würde es der Libyen-Operation ähneln: Zuerst verdeckte Spezia-
loperationen, um die militärische Infrastruktur des Regimes zu 
schädigen, sowie Angebote an hohe Vertreter des syrischen Mili-
tärs, die Seiten zu wechseln; daneben Ausbildung und Ausrüstung 
für die FSA – wohl nicht direkt, sondern über Verbündete in der 
Region; im Falle einer dramatischen Verschlechterung der humani-
tären Lage ginge es gegebenenfalls um die Einrichtung und Siche-
rung von ein bis zwei Schutzzonen auf syrischem Territorium.“32 
Hierbei würde es für Deutschland „allein schon aus bündnispoliti-
schen Erwägungen nahezu unmöglich sein, sich einem eventuellen 
militärischen Syrien-Engagement vollständig zu entziehen. Eine 
symbolische Beteiligung wird dabei nicht ausreichen.“33

4. Folgenreiche Stärkung 
gewaltbereiter Kräfte 

Um die Aktivitäten gegen Baschar al-Assad koordinieren und so 
den Druck erhöhen zu können, hat sich ein Zusammenschluss von 
etwa 70 Staaten mit dem irreführenden Namen „Freunde Syriens“ 
gebildet. Dieser Gruppe gehören alle an einem Regimewechsel 

interessierten Länder, unter anderem die USA, Frankreich, Groß-
britannien sowie Deutschland an, nicht aber Russland und China, 
die derzeit versuchen, eine Militärintervention zu verhindern. 
Gleich beim ersten Treffen Ende Februar 2012 verschaffte man sich 
einen genehmen Ansprechpartner, indem der „Syrische National-
rat“ in der Abschlusserklärung des Treffens als „ein legitimer Reprä-
sentant“ des syrischen Volkes anerkannt wurde.34

Andere Vertreter der syrischen Opposition, wie etwa der Schrift-
steller Louay Hussein, der zwischen 1984 und 1991 im Gefängnis 
saß, fühlen sich von diesem Nationalrat jedoch in keiner Weise ver-
treten: „Bevor man im Ausland diesen Nationalrat erfunden hat, 
und ich benutze das Wort »erfunden« sehr bewußt, war die syri-
sche Opposition in gewisser Weise einig. Sie war sich einig in dem, 
was sie sagte, in ihren Positionen und in ihren Handlungsabsich-
ten. Doch jedes Mal, wenn wir zum Zusammenschluß aufriefen, 
tauchte wie eine Barriere dieser Nationalrat vor uns auf. Bis heute 
ist es dem Rat nicht gelungen, die wichtigen politischen Kräfte des 
Landes, Denker und Intellektuelle für sich zu gewinnen. Er hat 
keinen politischen Aktionsplan. Alles, was er kann und tut, ist, den 
Sicherheitsrat aufzufordern, das Regime in Syrien zu stürzen.“35

Dennoch werden Vertreter des Nationalrates in den Medien 
ausschweifend herumgereicht und dabei so getan, als ob es sich 
bei ihnen um die einzige und allgemein akzeptierte Stimme der 
syrischen Opposition handeln würde. Dies geschieht nicht von 
ungefähr, decken sich die Vorstellungen des Nationalrates, was 
eine militärische „Lösung“ des Konfliktes anbelangt, schließlich 
weitgehend mit denen vieler westlicher Förderer. Die immer lauter 
werdende NSC-Forderung nach einer westlichen Intervention ist 
jedoch laut der SWP-Analyse von Muriel Asseburg und Heiko 
Wimmen innerhalb der syrischen Opposition keineswegs mehr-
heitsfähig und erweist sich sogar als Spaltpilz: „Der syrische Natio-
nalrat […] genießt nur zum Teil die Unterstützung der syrischen 
Bevölkerung. Als größtes Hindernis für ein gemeinsames Vorgehen 
verschiedener Oppositionsbündnisse erweist sich dabei die Hal-
tung zur Frage ausländischer Intervention, die von vielen Syrern 
kategorisch abgelehnt wird. Aus dieser Kontroverse ergeben sich 
grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten über das aktuelle Vor-
gehen.“36

Ganz ähnlich äußert sich auch Louay Hussein: „Seine Art [die 
des Nationalrats], mit dem Konflikt hier in Syrien umzugehen, 
ist für uns als Oppositionelle in Syrien unakzeptabel. Sie wollen 
die Lösung der ganzen Sache in fremde Hände legen. Sie wenden 
sich an die internationale Gemeinschaft, den Sicherheitsrat, die 
Großmächte. Wir wollen eine Lösung hier, in Syrien erreichen. Die 
Mehrheit der politischen Aktivisten in unserem Land ist nicht ein-
verstanden mit der Richtung, die der Syrische Nationalrat einge-
schlagen hat. Die Frage, wie wir das Regime überwinden können, 
ist schwer genug zu lösen. Durch die Bildung des Syrischen Natio-
nalrates ist das noch komplizierter geworden.“37 

Mit der einseitigen Parteinahme für eine bestimmte Fraktion 
innerhalb der Oppositionsbewegung werden weitreichende Wei-
chenstellungen für die Zukunft Syriens gestellt. Marc Lynch weist 
in seiner Studie auf die hochproblematische Machtverschiebung 
hin, die dies zur Folge hat: „Waffenlieferungen sind keine politisch 
neutrale Handlung. Diejenigen mit größerem Zugang zu den Netz-
werken, die westliche Waffen und Ausrüstung verteilen, werden 
stärker, sowohl politisch als auch militärisch. […] Besser bewaff-
nete Kämpfer werden an die politische Macht gelangen, während 
Gruppen, die sich für Gewaltfreiheit einsetzen oder politische 
Strategien vorantreiben, marginalisiert werden. […] Diese Option 
würde die Kluft zwischen den verschiedenen Oppositionsgruppen 
aller Wahrscheinlichkeit nach vergrößern.“38 

Die Ergebnisse der Militarisierung der Proteste sind schon jetzt zu 
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beobachten und überaus Besorgnis erregend: „Was 
als eine erstaunlich couragierte und friedliche 
Protestbewegung gegen ein repressives arabisches 
Regime begann, hat sich zu einer zunehmend 
militarisierten Auseinandersetzung und zu einem 
Bürgerkrieg entwickelt.“39 Die Folgen dessen sind 
unübersehbar: „Der Konflikt um eine politische 
Veränderung in Syrien scheint den innersyrischen 
Akteuren längst aus den Händen genommen zu 
sein. Die Protestbewegung, die vor einem Jahr 
gegen Bevormundung und Korruption, für politi-
sche und wirtschaftliche Teilhabe und einen fried-
lichen Übergang zur Demokratie auf die Straße 
ging, wurde durch Repression und Verfolgung im 
Land und durch politische und militärische Auf-
rüstung ausländischer Akteure längst ins Abseits 
gedrängt.“40 So bedauerlich diese Entwicklung ist, 
überraschen kann sie angesichts der Erfahrungen 
mit militärischen Aufstandsbewegungen keines-
wegs.

5. Der Reaktionäre 
Charakter bewaffneter 
Umstürze

Viele der zuvor aufgeführten Kritikpunkte an 
einer Militarisierung der syrischen Protestbewegung lassen sich 
generalisieren, wodurch sich grundsätzlich starke Vorbehalte gegen-
über militärischen Umsturzversuchen ergeben. In diesem Zusam-
menhang ist eine kürzlich erschienene Untersuchung von Erica 
Chenoweth und Maria Stephan, die sowohl die kurzfristigen als 
auch langfristigen Ergebnisse bewaffneter und gewaltfreier Auf-
stände untersucht haben, überaus aufschlussreich.41

Sie setzen sich darin mit dem Irrglauben auseinander, militäri-
sche Protestbewegungen seien sowohl ein effektives als auch alter-
nativloses letztes Mittel, um sich gegen ein repressives Regime zur 
Wehr zu setzen: „Gewaltbereite Aufständische rechtfertigen die 
Anwendung von Gewalt meist damit, es sei das letzte mögliche 
Mittel. Viele Wissenschaftler stimmen darin überein, dass Gewalt 
nur stattfindet, wenn alle anderen Optionen bereits ausgeschöpft 
wurden. […] Diese Studie stellt diese Aussagen in Frage. Das Argu-
ment, dass die Anwendung von Gewalt der einzig effektive Weg ist, 
um Zugeständnisse von einem repressiven Gegner zu erhalten, lässt 
sich schlicht und ergreifend nicht beweisen. Gewaltfreier Wider-
stand ist strategisch im Vorteil.“ (S. 226)

Chenoweth und Stephan gelangen zu diesem Ergebnis, nachdem 
sie 323 gewaltsame und gewaltfreie Aufstände untersucht haben: 
„Der auffälligste Befund ist, dass gewaltfreie Widerstandskampa-
gnen zwischen 1900 und 2006 mit fast doppelt so hoher Wahr-
scheinlichkeit teilweise oder vollständig erfolgreich waren als ihre 
gewaltbereiten Gegenüber.“ (S. 7) Dies treffe auch dann zu, wenn 
versucht werde, sich gegen ein extrem repressives Regime zur Wehr 
zu setzen: „Gewaltfreie Widerstandskampagnen sind effektiver was 
die Erreichung ihrer Ziele anbelangt als gewaltbereite Widerstands-
kampagnen. Dies trifft auch für Umstände zu, von denen die mei-
sten Menschen annehmen, dass gewaltfreier Widerstand nutzlos ist, 
einschließlich Situationen, in denen Widerstand in der Regel mit 
scharfer Repression seitens des Regimes beantwortet wird.“ (S. 220) 

Doch nicht nur was den unmittelbaren Erfolg anbelange, sondern 
auch mit Blick auf die langfristigen Auswirkungen der jeweiligen 
Widerstandsformen, seien die Ergebnisse eindeutig. Auf Grund-
lage der untersuchten Daten lasse sich folgende belastbare Aussage 

treffen: „Erfolgreicher gewaltfreier Widerstand wird um ein vielfa-
ches wahrscheinlicher zu Demokratie und zivilem Frieden führen, 
während der Erfolg gewaltsamer Aufstände Demokratie verhindert 
oder zurückdreht und gleichzeitig die Wahrscheinlichkeit eines 
erneuten Bürgerkrieges vergrößert.“ (S. 218) 

Nun sprechen die beiden Autorinnen ausschließlich über Wahr-
scheinlichkeiten, damit ist überhaupt nichts über die Motive von 
Umsturzbewegungen gesagt, seien sie gewaltfrei oder gewaltsam. 
Sicher nicht jeder Aufstand verfolgt per se progressive Ziele und 
die Einschätzung dessen, ob dem so ist, hängt nicht notgedrungen 
von der Wahl der Mittel ab. Was sich aber mit einiger Plausibilität 
sagen lässt ist, dass sich die Anwendung von Gewalt in der über-
wiegenden Zahl der Fälle auf Ziele wie Demokratie und Frieden 
negativ auswirkt. Dies gilt ganz besonders für ein Land wie Syrien, 
das inmitten eines geopolitischen Pulverfasses allererster Ordnung 
liegt. Dass darüber hinaus sowohl die Opposition selbst als auch die 
Gesellschaft als Ganzes sehr heterogen ist, erhöht die Gefahr eines 
lang andauernden Bürgerkrieges selbst den Fall, dass es gelingen 
sollte, Assad zu stürzen. Berichte über schwere Menschenrechts-
verletzungen seitens der „Freien Syrischen Armee“ sowie darüber, 
dass sich zahlreiche Al-Kaida-nahe Kämpfer dem bewaffneten 
Widerstand angeschlossen haben, unterstreichen diese Befürch-
tung zusätzlich.42 Sie sind wohl auch der Grund, weshalb selbst 
einigen am Regimewechsel interessierten Staaten offensichtlich 
etwas Unwohl dabei ist, die „Freie Syrische Armee“ zu bewaffnen.

Auch die CNAS-Analyse von Marc Lynch weist darauf hin, wie 
gefährlich es ist, dieses hochbrisante Gemisch noch weiter mit 
Waffen anzureichern: „Die schwächere Seite in einem Bürgerkrieg 
aufzurüsten ist ein Rezept für einen lang andauernden, blutigen 
Konflikt und es wäre dumm anzunehmen, ein Aufstand, ist er 
einmal gestartet, leicht kontrolliert werden könnte. Sollte Assad 
stürzen, werden die bewaffneten Oppositionsgruppen sich kaum 
schnell auflösen oder entwaffnen. Stattdessen werden diese bewaff-
neten Gruppen in einem politischen und sicherheitspolitischen 
Vakuum inmitten von Angst und Hass operieren, mit einer hohen 
Wahrscheinlichkeit von Tötungen aus Rache und sich bekämpfen-
den Milizen.“43 

Kämpfer der “Freien Syrischen Armee”, die auf den Koran schwören, die Regierungstrup-
pen bis zum letzten Mann zu bekämpfen. Quelle flickr/Freedom House
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Ausgerechnet das saudische Königshaus, das zu den vehemente-
sten Unterstützern der bewaffneten Teile des syrischen Aufstandes 
zählt, entschied sich unter - zumindest halbwegs - vergleichba-
ren Umständen dazu, den Machthabern in Bahrein bei der 
Niederschlagung der dortigen Proteste mit 1000 Soldaten und 
unter voller Unterstützung der „internationalen Gemeinschaft“ 
tatkräftig unter die Arme zu greifen. Die katastrophalen Ergeb-
nisse dieser Intervention offenbarte ein Anfang 2012 erschiene-
ner Bericht von „Human Rights Watch“, der eine vernichtende 
Bilanz bezüglich der Menschenrechtssituation in Bahrein zeich-
net.1 Die diesbezügliche Doppelmoral ist augenscheinlich: “Die 
saudischen Wahhabiten unterstützten voll und ganz das diktatori-
sche bahrainische Regime bei der Unterdrückung der schiitischen 
Moslems und bei der brutalen Niederschlagung des Aufstands der 
Bevölkerung im Land. Dieser doppelte Standard der saudischen 
Politik verdient der näheren Betrachtung. Sie stützen das despo-
tische bahrainische Regime, das keine Mühen auslässt, prodemo-
kratische Protestierende zu unterdrücken, die auf täglicher Basis 
getötet werden; auf der anderen Seite finanzieren und unterstüt-
zen sie die syrischen Aufständischen, um das Regime zu stürzen. 
Es scheint, dass Demokratie in verschiedenen Situationen und 
Umständen unterschiedlich definiert wird.“2

Keinen Deut besser ist die Europäische Union. Es gibt wenig 
eindrücklichere Beispiele für den scheinheiligen und instrumen-
tellen Umgang, den die westlichen Staaten bei Menschenrechts-
verletzungen an den Tag legen, wie die Aussagen Robert Coopers 
kurz nach Beginn der Bombardierung Libyens. Der enge Bera-
ter der EU-Außenbeauftragten Catherine Ashton gilt seit vielen 
Jahren als einer der einflussreichsten europäischen Sicherheitspo-
litiker. Er wurde am 22. März 2011 im Auswärtigen Ausschuss 
des Europäischen Parlaments befragt, was er denn zu den Vor-
gängen in Bahrein sage, wo es kurz zuvor erneut zu Todesopfern 
unter Protestierenden gekommen war. Cooper wiegelte diese 
Frage lapidar mit dem Kommentar ab, “Unfälle kommen vor”. 
Aufschlussreich ist seine Begründung: “Man muss verstehen, dass 
die Autoritäten das Recht hatten, Ruhe und Ordnung wieder her-
zustellen und das ist es, was sie getan haben.”3

Mindestens ebenso unappetitlich verhalten sich die USA. Trotz 
fortdauernder schwerer Menschenrechtsverletzungen entblödet 
sich der König von Bahrain, Hamad al-Khalifa in einem Spie-
gel-Interview nicht zu behaupten, es gebe „keine ‚Opposition’ 
in Bahrain.“4 Ziemlich genau ein Jahr nach Beginn der dortigen 
Proteste „belohnte“ Washington das Regime für deren Nieder-
schlagung im Februar 2012 mit neuerlichen Waffenlieferungen. 
In diesem Zusammenhang lobte der US-Staatssekretär im Aus-
wärtigen Amt, Jeffrey Feltman, das Land für die Bemühungen, 
die „Spannungen abzumildern“ und versicherte: „Bahrein kann 
darauf zählen, dass die USA den Konsens, wie es weitergehen 
soll, unterstützen werden.“5 Das bedeute, dass sich keine auslän-
dischen Kräfte in „diesen Prozess einmischen.“6 Dies veranlasste 
Pepe Escobar von der „Asia Times“ zu folgendem zynischen, aber 

leider wahren Fazit: “Mit solchen Freunden braucht die Pro-
Demokratiebewegung in Bahrein keine Feinde mehr.“7

Augenscheinlich entscheidet auch hier die Interessenlage, in 
welchem Land unter Verweis auf die Menschenrechte einge-
griffen wird und in welchem nicht: „Weshalb - an diesem Bei-
spiel verdeutlicht - mit zweierlei Maß gemessen wird, offenbart 
der ehemalige US-Botschafter in Deutschland John Kornblum. 
Auf die Frage von ‚Deutschlandradio Kultur‘: ‚Was ist denn der 
Unterschied zwischen einer Intervention in Libyen, um dort 
die Aufständischen zu unterstützen, und einer möglichen Inter-
vention in Bahrain, in Jemen, in Syrien, möglicherweise sogar, 
wenn das schlimmer wird, auch in Saudi Arabien?‘ antwortete 
John Kornblum: ‚Das Problem ist […], dass die Interessen des 
Westens anders sind - vor allem unsere Interessen in Saudi Ara-
bien und in den Golfstaaten. Es gibt […] bestimmt mindestens 
einen, Bahrain, der wirklich wichtig ist für die Vereinigten Staa-
ten. […] Da hat man die Prinzipien jetzt ein bisschen verletzt, 
indem man zumindest in die andere Richtung geschaut hat, als 
die Saudis militärisch eingegriffen haben, um eine demokratische 
Bewegung zu unterdrücken.‘ Diese Doppelmoral hat natürlich 
Gründe: In Bahrain befindet sich das Hauptquartier der Fünf-
ten Amerikanischen Flotte, der wichtigste Militärstützpunkt der 
USA im Nahen Osten. Die Mehrheit der Demonstranten sind 
Schiiten, die verdächtigt werden, die Sache des schiitischen Iran, 
des großen Gegners in der Region, zu vertreten. Gleichzeitig ist 
Saudi Arabien der engste Verbündete des Westens, der für 2011 
Waffen im Wert von Milliarden Dollar beziehen wird.“8 Offen-
sichtlich wurden hier die Menschenrechte ganz unverhohlen auf 
dem Altar der Interessenspolitik verhökert: „Am Ende gab es 
einen Deal zwischen Außenministerin Clinton und dem Königs-
haus der Sauds: Wir haben nichts dagegen, wenn ihr in Bahrein 
einmarschiert; im Gegenzug besorgt ihr das Votum der Arabi-
schen Liga dafür, dass wir Gaddafi aus Libyen hinauswerfen.“9
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Doch womöglich ist genau das – ein fortgesetzter Bürgerkrieg – 
aus Sicht derjenigen im Westen, die derzeit auf eine Militarisierung 
der Proteste drängen, ein durchaus wünschenswertes Ergebnis.

6. Bürgerkrieg im geostrategischen 
Interesse?

Es ist eine bittere Ironie, dass Saudi Arabien, das die brachiale 
Unterdrückung der bahrainischen Oppositionsbewegung massiv 
unterstützte, zu den eifrigsten Förderern der „Freien Syrischen 
Armee“ zählt (siehe Kasten). Geradezu bizarr und gespenstisch 
wird es, wenn der saudische König Abdullah die syrische Regie-
rung scharf kritisiert und viel sagend anmerkt, Riad werde „seine 
religiösen und moralischen Verpflichtungen gegenüber dem was 
vorgeht, niemals vergessen.“44 Das Ziel Saudi Arabiens besteht vor 
allem in der Schwächung des schiitischen Iran, was sich auch mit 
den westlichen Interessen deckt. Dieses Kalkül wird vom Orient-
Experten Günter Meyer folgendermaßen beschrieben: „Syrien ist 
das einzige Land im Nahen Osten, das den USA stets die Stirn 
bot. Die schiitische Achse kann nun an einer entscheidenden Stelle 
unterbrochen werden: Über Syrien wird die Hizbollah im Südli-
banon mit iranischen Waffen versorgt. Wenn man die syrische 
Regierung beseitigt, entfällt damit der wichtigste Unterstützer der 
Hizbollah, die wiederum Israel bedroht. Der Westen, allen voran 
die USA, wittert eine historische Chance, die eigene Machtstellung 
in der Region auszubauen.“45

Überraschenderweise bemühen sich US-Vertreter – naturgemäß 
ist man diesbezüglich in der Europäischen Union eher zurückhal-
tend, obwohl ähnliche Überlegungen das Handeln anleiten dürften 
– nicht einmal, diesen Verdacht auszuräumen. Im Gegenteil: voll-
kommen offen wird dies eingeräumt. So äußerte sich der der Chef 
des US-Zentralkommandos James Mattis bei der bereits zitierten 
Anhörung vor dem US-Streitkräfteausschuss am 6. März 2012, der 
Sturz Assads wäre „der größte strategische Rückschlag für den Iran 
innerhalb der letzten 25 Jahre. […] Wenn wir Maßnahmen ergrei-
fen, wie auch immer diese aussehen mögen, um den Sturz Assads 
zu beschleunigen, würde dies große Sorgen und Unmut in Teheran 
verursachen.“46 Höchstinstanzlich wird dies von US-Präsident 
Barack Obama bestätigt. Ihm wurde unlängst in einem Interview 
für den „Atlantic Monthly“ von Jeffrey Goldberg folgende Frage 
gestellt: „Es scheint mir, dass der einzige Weg, um den Iran weiter 
zu isolieren, darin besteht, den einzigen arabischen Verbündeten zu 
entfernen.“ Obamas Antwort: „Absolut.“47

Wie beschrieben, besteht die Gefahr, dass die angelaufene Mili-
tarisierung der Proteste zu einem lang anhaltenden Bürgerkrieg 
in Syrien führen wird. Aber selbst für den unwahrscheinlichen 
Fall eines raschen Siegs über die Regierungstruppen ist damit zu 
rechnen, dass die hochgerüstete Gesellschaft in sich bekämpfende 
Gruppen zerfallen könnte – aus geostrategischer Sicht wäre dies für 
viele Hardliner wohl ein „annehmbares“ Ergebnis, wäre hierdurch 
der wichtigste iranische Verbündete ja dennoch aus dem Großen 
Spiel um den Persischen Golf herausgenommen. Dass der führende 
Scharfmacher John McCain den Libyen-Krieg als Vorbild für das 
weitere Vorgehen in Syrien anführt48, ein Land, in dem nach der 
westlichen Militärintervention nun tatsächlich unzählige bewaff-
nete Gruppen um Macht und Einfluss kämpfen49, bestätigt diesen 
Verdacht: „Der Sturz des Assad-Regimes würde die Lebenslinie der 
Hisbollah in den Iran durchtrennen, eine langjährige Bedrohung 
Israels beseitigen, die Souveränität und Unabhängigkeit des Liba-
non stärken und dem iranischen Regime eine strategische Nieder-
lage zufügen. Er wäre ein geostrategischer Erfolg ersten Ranges. 
Mehr als all die überzeugenden moralischen und humanitären 
Gründe liegt hier die Ursache, weshalb Assad nicht erlaubt werden 

kann, erfolgreich zu sein und an der Macht zu bleiben: Wir haben 
ein klares nationales Sicherheitsinteresse an seiner Niederlage. Und 
das allein sollte uns dazu ermuntern, beachtliche Risiken einzuge-
hen, um dieses Ziel erreichen zu können.“50

All dem westlichen Gerede von Demokratie und Menschenrech-
ten zum Trotz: In Syrien geht es den Hardlinern in den USA und 
den EU-Staaten primär darum, durch eine Eskalation des Bür-
gerkrieges den wichtigsten Verbündeten des Irans in der Region 
zu schwächen. Hierfür sind McCain und andere augenscheinlich 
bereit, beträchtliche „Risiken“ in Kauf zu nehmen – Risiken für 
wen, stellt sich hier nur die Frage. Alle, die mit moralingeschwän-
gerter Rhetorik auf eine Militarisierung der syrischen Protestbewe-
gung drängen, sollten über die Antwort hierauf nachdenken.
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